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KIEL. Für zehn Teams wird es
noch einmal richtig spannend:
Bei der Netrace-Preisverlei-
hung in der Förde Sparkasse
wird am Montag verkündet,
wer der Sieger der Internet-
Rallye ist. Neben Ehre und
Ruhm gibt es für die Bestplat-
zierten Geldpreise im Wert von
insgesamt 4750 Euro zu ge-
winnen: Für Platz eins sind es
1000 Euro, für Platz zwei und
drei je 750 Euro, für Platz vier
und fünf je 500 Euro und für
Platz sechs bis zehn jeweils 250
Euro. Bildungsministerin Ka-
rin Prien (CDU) ist Schirmher-
rin der Bildungsinitiative von
Kieler Nachrichten, Segeber-
ger Zeitung und Förde Spar-
kasse. Wir haben mit der Mi-
nisterin über Wissensvermitt-
lung in Zeiten von Social Me-
dia gesprochen. 

Frau Prien, wann haben Sie das
letzte Mal etwas analog in
einem Lexikon oder einem
Duden nachgeschaut?
Karin Prien: Erst unlängst zur
Vorbereitung auf das Schles-

wig-Holstein Musik Festival
habe ich in meinen Konzert-
führer geschaut. Ich liebe es,
meine Opernführer und mei-
nen Großen Brockhaus in den
Händen zu halten, aber zuge-
geben, es wird seltener.

Warum unterstützen sie 
Netrace?
Weil Projekte wie dieses einen
Beitrag leisten zur digitalen
Bildung – und die wird immer
wichtiger, wenn wir unsere
Kinder gut vorbereiten wollen
auf den Eintritt in das künftige
Berufsleben. Netrace animiert
die Schülerinnen und Schüler
auf unterhaltsame und span-
nende Weise, sich selbststän-
dig auf die Suche nach Fakten
zu machen und nicht blind-
lings irgendwelchen Fake
News zu vertrauen. Und quasi
nebenbei fördert es auch noch
die Lesekompetenz. 

Worin liegt aus Ihrer Sicht das
Risiko im Umgang mit sozialen
Medien?
Ein Risiko sehe ich in der vira-

len Verbreitung von falschen
Informationen und da sind die
sozialen Medien leider anfälli-
ger als die klassischen. Umso
wichtiger ist es, dass wir unse-
ren Kindern die Kompetenzen
vermitteln, mit denen sie Infor-
mationen und Nachrichten
einordnen und bewerten kön-
nen – sowohl in den digitalen
als auch in den analogen Me-
dien. 

Müssen wir Medienkompetenz
nicht auch in unseren schu-
lischen Unterricht integrieren?
Ja, und wir sind bereits auf vie-
len Wegen dabei, die Digitali-
sierung der Klassenzimmer vo-
ranzutreiben: So entstehen
überall schulübergreifende
Netzwerke, zum Beispiel im
Mint-Bereich, in denen Soft-
warelösungen ausprobiert
werden. Mehr als 100 Schulen
im Land arbeiten bereits an
Konzepten zum Lernen mit di-
gitalen Medien, und auch die-
se Erkenntnisse fließen in ein
Netzwerk ein. Vor allem aber
treiben wir die Ausbildung

und die Fortbildung unserer
Lehrkräfte auf diesem Feld
entschieden voran. Denn das
ist die Voraussetzung für eine
erfolgreiche Implementierung
des digitalen Lernens in allen
Schulen im Land. 

Vermarkten wir die „klassi-
schen“ Kompetenzen wie
Lesen und Schreiben etwas
unter Wert, weil die Debatte
um Digitalisierung zur Zeit
alles und auch den Schulunter-
richt bestimmt? 

Es ist vollkommen klar: Das ei-
ne geht ohne das andere nicht.
Digitale Kompetenz setzt
Kompetenzen wie Lesen und
Schreiben voraus. Deshalb le-
gen wir auch besonderen Wert
darauf, dass die Kinder in
Schleswig-Holstein schon von
Beginn an in den Grundschu-
len das richtige Schreiben und
Lesen lernen. Dabei wird zum
Beispiel auch die Einführung
eines Grundwortschatzes hel-
fen. 

Wie regeln Sie als Mutter den
Umgang ihrer Kinder mit digi-
talen Medien, Handy und
Computer? Gibt es feste Re-
geln im Hause Prien?
Ja, es gab und gibt Regeln. Erst
Lesen lernen, dann Computer
spielen beziehungsweise nut-
zen, kein Handy bei Tisch oder
im Restaurant. Spielekonsolen
gibt es bei uns zu Hause nicht.
Die kleinen Kinder hatten feste
Zeiten zur Computer-Nut-
zung, inzwischen können sie
selbst Verantwortung für sich
übernehmen. 

Zehn Top-Teams und ein Finale
Welche Schülermannschaft wird Netrace-Sieger 2018? Preisverleihung am kommenden Montag

Bildungsministerin Karin
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„Erst Lesen lernen, dann Computer spielen“

SCHWABSTEDT. Der kleine Ort
Schwabstedt (Nordfriesland)
schreibt Polit-Geschichte. Bei
der Bürgermeisterwahl trium-
phierte mit Hartmut Jensen
(57) ein Mitglied der Linkspar-
tei. Nach Angaben des Lan-
desverbandes der Partei wird
damit erstmals in Schleswig-
Holstein und angeblich auch
in ganz Westdeutschland eine
Kommune ehrenamtlich von
einem Linken-
Politiker ge-
führt. „Wir wol-
len Schwab-
stedt noch schö-
ner machen“,
sagt Jensen.
Mit „wir“ meint
der Rohrnetz-
monteur das
ungewöhnliche
Bündnis aus CDU, Linkspartei
und SPD, das in der Gemein-
devertretung eine knappe
Mehrheit hat. Die CDU als
stärkste Fraktion habe keinen
Kandidaten gehabt, erzählt
Jensen. So sei er zum Zug ge-
kommen. Bei der Kommunal-
wahl im Mai hatte die Links-
partei in dem Ort mit gut 1300
Einwohnern 19,2 Prozent ge-
holt und hinter CDU, einer
Wählergemeinschaft und der
FDP den vierten Platz belegt. 

Jensen betont, dass die
Schwabstedter Groko plus
Linke kein Modell für Bund
oder Land sei, das Dorf aber
voranbringen könne. Die bei-
den wichtigsten Punkte im ge-
meinsam Arbeitsprogramm
sind die Erschließung eines
Neubaugebietes und ein Stra-
ßenübergang vor der Grund-
schule. „Wir setzen dem Still-
stand der vergangenen fünf
Jahre ein Ende“, sagt Jensen.
Er ist „ein alter Gewerkschaft-
ler“ und will in Schwabstedt
auch linke Positionen durch-
setzen. „Es wird in den nächs-
ten Jahren keine weiteren Pri-
vatisierungen geben und alle
Beschäftigten bleiben tarif-
rechtlich abgesichert.“ ubi

Der erste linke
Bürgermeister

im Norden

Hartmut Jen-
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KIEL. Die SPD-Fraktion möch-
te in der Landesverfassung ein
Recht auf bezahlbaren Wohn-
raum verankern. „Die Notlage
hat inzwischen die Mittel-
schicht erreicht“, sagte die
wohnungsbaupolitische Spre-
cherin Özlem Ünsal. Mittler-
weile hätten auch manche
Polizisten, Krankenschwes-
tern oder Pflegekräfte gerade
in Brennpunkten wie Kiel Pro-
bleme, eine vernünftige Woh-
nung zu finden. 

Mit ihrem Antrag nimmt die
SPD „eins zu eins“ den Vorstoß
einer Volksinitiative auf. Mie-
terbund und Sozialverband
haben seit Februar bereits
14 000 Unterschriften für ein
neues Staatsziel in der Verfas-
sung gesammelt. Konkret geht
um ein „Recht auf eine ange-
messene Wohnung“ oder ei-
nen besseren Mieterschutz.
„Die Räumung einer Wohnung
darf nur vollzogen werden,
wenn Ersatzwohnraum zur
Verfügung steht.“ Ünsal räum-
te ein, dass das Staatsziel „Ap-
pellcharakter“ habe und den
Bürgern daraus kein Rechts-
anspruch erwachse. Die SPD-
Politikerin geht davon aus,
dass die Jamaika-Koalition
den Vorstoß ablehnt. Ge-
spannt ist sie auf die Haltung
der Grünen. Deren Landesver-
band hatte die Volksinitiative
begrüßt. ubi

SPD fordert 
Recht auf

Wohnraum
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